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BUNDESFINANZHOF

Kein Kindergeld für Finanzbeamtin im gehobenen Dienst  
bei nebenberuflichem Studium der Rechtswissenschaften
|  Wie der Bundesfinanzhof (BFH) jetzt entschieden hat, ist eine Kindergeldgewährung wegen 
eines Jurastudiums des Kindes nicht mehr möglich, wenn das Kind nach Abschluss der Aus-
bildung zur Diplom-Finanzwirtin ein längerfristiges Dienstverhältnis in der Finanzverwaltung 
aufnimmt, das deutlich über 20 Wochenarbeitsstunden umfasst, und das Studium nur in den 
danach verbleibenden arbeitsfreien Zeiten durchführt.  |

Das war geschehen
Die Klägerin ist die Mutter einer 1999 geborenen Tochter, die im August 2020 ein duales Studium 
zur Diplom-Finanzwirtin erfolgreich abgeschlossen hatte. Anschließend nahm die Tochter eine 
Tätigkeit im gehobenen Dienst der Finanzverwaltung auf, die zunächst 40 Wochenstunden und 
ab Dezember 2020 28 Wochenstunden umfasste. Im Oktober 2020 begann die Tochter ein  
Studium der Rechtswissenschaften.

Die Familienkasse lehnte eine Kindergeldgewährung wegen des Universitätsstudiums ab Sep-
tember 2020 ab, da sie der Auffassung war, dass die Tochter ihre Erstausbildung bereits mit dem 
dualen Studium zur Diplom-Finanzwirtin abgeschlossen habe. Das Studium der Rechtswissen-
schaften sei eine Zweitausbildung, die wegen der zu umfangreichen Erwerbstätigkeit der Toch-
ter kindergeldrechtlich nicht mehr berücksichtigt werden könne.

Das sagen die gerichtlichen Instanzen
Das Finanzgericht (FG) wies die dagegen gerichtete Klage ab. Der BFH hielt die Revision der 
Klägerin für unbegründet. Er folgte dem FG im Ergebnis, aber nur teilweise in der Begründung. 
Volljährige Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, werden nach Abschluss 
einer Erstausbildung während einer Zweitausbildung kindergeldrechtlich nur berücksichtigt, 
wenn sie keiner Erwerbstätigkeit von mehr als 20 Wochenstunden nachgehen. Ob mehrere Aus-
bildungen zu einer einheitlichen Erstausbildung zusammengefasst werden können oder es sich 
um eine Erst- und eine Zweitausbildung handelt, hängt von mehreren Faktoren ab. Zunächst 
setzt eine einheitliche Erstausbildung einen engen zeitlichen und sachlichen Zusammenhang 
zwischen den Ausbildungsabschnitten voraus. Diesen hatte das FG im Hinblick auf den kurzen 
zeitlichen Abstand und die inhaltliche Nähe der beiden Studiengänge zu Recht bejaht. Zudem 
muss die Ausbildung im zweiten Abschnitt noch die Haupttätigkeit des Kindes darstellen und 
nicht hinter die Erwerbstätigkeit zurücktreten. Insofern ist eine Gesamtbetrachtung durch
zuführen.

Keine Erstausbildung und Umfang von 20 Wochenstunden überschritten
Da das FG festgestellt hat, dass die Tochter bereits ein längerfristiges Beschäftigungsverhältnis 
aufgenommen hatte, für das der Ausbildungsberuf „Diplom-Finanzwirtin“ Voraussetzung war, 
allenfalls gleichviel Zeit in die Ausbildung und in die Erwerbstätigkeit investierte und sich die 
Ausbildungszeiten nach den arbeitsfreien Zeiten richteten, sprach die Gesamtbetrachtung für 
eine berufsbegleitend durchgeführte Weiterbildung (Zweitausbildung). Daher kam es auf den 
Umfang der Erwerbstätigkeit an, der über der Grenze von 20 Wochenstunden lag.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 7.4.2022, III R 22/21, PM 29/22 vom 28.7.2022



MONATSRUNDSCHREIBEN� 11-2022

Familien- und Erbrecht

MELDEPFLICHT

Termin bei der Agentur für Arbeit versäumt?  
Kein automatischer Wegfall des Kindergeldes!
|  Mit (rechtskräftigem) Urteil hat das Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz jetzt entschieden, 
dass ein als arbeitsuchend gemeldetes Kind, das keine Leistungen von der Agentur für Arbeit 
bezieht und lediglich seiner allgemeinen Meldepflicht nicht nachkommt, keine Pflichtverlet-
zung begeht, die zum Wegfall des Kindergeldes führt.  |

Das war geschehen
Der Kläger erhielt für seine Tochter Kindergeld, die zum 1.1.2016 eine Ausbildung zur Altenpfle-
gerin aufgenommen hatte. Bereits im November 2016 kündigte sie ihr Arbeitsverhältnis wegen 
einer problematischen Schwangerschaft und meldete sich bei der Agentur für Arbeit arbeit
suchend. Ende Dezember 2016 meldete die Agentur für Arbeit die Tochter aus der Arbeitsver-
mittlung ab, weil sie ohne Angabe von Gründen nicht zu einem Termin erschienen und daher 
nicht verfügbar gewesen sei. Die Einstellung der Arbeitsvermittlung wurde der Tochter des Klä-
gers, die zu diesem Zeitpunkt keine Leistungen von der Arbeitsagentur erhielt, nicht bekannt 
gegeben. In der Zeit von Januar 2017 bis Juni 2017 befand sich die Tochter des Klägers wegen 
Komplikationen in der Schwangerschaft und einer Darmerkrankung mehrfach in stationärer 
Behandlung. Ihr Sohn kam im April 2017 als Frühgeburt zur Welt.

Familienkasse wurde tätig
Im Januar 2020 erfuhr die beklagte Familienkasse vom Abbruch der Ausbildung im November 
2016. Sie forderte das für die Zeit ab Januar 2017 gezahlte Kindergeld vom Kläger zurück, weil 
seine Tochter die Berufsausbildung abgebrochen habe und bei der Arbeitsvermittlung nicht 
bzw. nicht mehr als arbeitsuchendes Kind geführt worden sei.

Finanzgericht: Meldepflicht zwar verletzt…
Dagegen legte der Kläger erfolglos Einspruch ein und erhob dann Klage. Das FG gab der Klage 
für die Monate Januar 2017 bis Juni 2017 statt, weil der Kläger für diese Monate einen Anspruch 
auf Kindergeld für seine Tochter als arbeitsuchend gemeldetes Kind habe. Die Tochter sei zwar 
durch die Agentur für Arbeit zum 29.12.2016 aus der Arbeitsvermittlung abgemeldet worden, 
weil sie ohne Angabe von Gründen nicht zu einem Termin erschienen und daher nicht verfügbar 
gewesen sei. Die Einstellung der Arbeitsvermittlung sei der Tochter des Klägers allerdings nicht 
bekannt gegeben worden.

… aber Einstellung der Arbeitsvermittlung nicht bekannt gegeben
Daher sei die Arbeitsagentur nur dann zur Einstellung der Vermittlung berechtigt gewesen, 
wenn das arbeitsuchende Kind eine Pflichtverletzung begangen hätte. Denn die Pflicht der  
Arbeitsagentur zur Vermittlung des Arbeitsuchenden bestehe grundsätzlich unbefristet. Bei  
einem Arbeitsuchenden, der – wie die Tochter des Klägers – keine Leistungen beziehe, dürfe die 
Arbeitsagentur die Vermittlung erst dann einstellen, wenn die dem Arbeitsuchenden z.B. in  
einer Eingliederungsvereinbarung oder in einem förmlichen Bescheid auferlegten Pflichten  
ohne wichtigen Grund nicht erfüllt worden seien. Eine solche Pflichtverletzung liege hier jedoch 
nicht vor, weil die Tochter des Klägers lediglich ihrer allgemeinen Meldepflicht im Sinne des 
Sozialgesetzbuchs (§ 309 SGB III) nicht nachgekommen sei.

Kein Kindergeld nach Vollendung des 21. Lebensjahrs
Für die Monate ab Juli 2017 wurde die Klage abgewiesen, weil die Tochter des Klägers im Juni 
2017 ihr 21. Lebensjahr vollendet hatte und ein als arbeitsuchend gemeldetes Kind kraft Geset-
zes nur bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres berücksichtigt werden kann.

QUELLE  |  FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 13.7.2022, 2 K 2067/20, PM vom 13.7.2022
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BUNDESSOZIALGERICHT

Kinderzuschlag grundsätzlich nur für erwerbsfähige Eltern
|  Kann kein Familienmitglied hilfebedürftig im Sinne des Sozialgesetzbuchs (SGB II) sein, 
besteht kein Anspruch auf Kinderzuschlag. Dies gilt auch, wenn Grund für die fehlende Hilfe-
bedürftigkeit die mangelnde Erwerbsfähigkeit der Eltern ist. Dies hat das Bundessozialgericht 
(BSG) nun entschieden.  |

Die Klägerin – Mutter dreier unter 15 Jahre alter Kinder – und ihr Ehemann waren beide schon 
dem Grunde nach nicht leistungsberechtigt nach dem SGB II. Sie waren – anders als in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende vorausgesetzt – nicht erwerbsfähig. Ihr Leistungsvermö-
gen war zeitlich auf unter drei Stunden täglich begrenzt. Hieraus folgt, dass sie auch nicht  
hilfebedürftig im Sinne der Grundsicherung für Arbeitsuchende sein konnten. Damit konnte 
durch den Kinderzuschlag aber auch Hilfebedürftigkeit im Sinne des SGB II weder vermieden 
noch deren Bestehen ausgeschlossen werden. Dies ist jedoch Anspruchsvoraussetzung für den 
Kinderzuschlag.

Der Kinderzuschlag hat einen sozialpolitischen Zweck: Es sollen Familien unterstützt werden, 
bei denen der SGB II-Leistungsbezug sich allein aus dem Bedarf der Kinder ergibt, während die 
Eltern ihren Bedarf zumindest zum überwiegenden Teil durch Erwerbseinkommen selbst  
decken können. Da in diesem Fall auch kein anderes Familienmitglied die Voraussetzungen für 
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II erfüllte, hat das BSG die ablehnenden Entscheidungen 
der Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit und der Vorinstanzen bestätigt.

QUELLE  |  BSG, Urteil vom 13.7.2022, B 7/14 KG 1/21 R, PM 28/22 vom 13.7.2022

INHALTSIRRTUM

Wenn die Erbausschlagung missglückt…
|  Ein Irrtum über die Person desjenigen, dem die Ausschlagung der Erbschaft zugutekommt, 
berechtigt nicht zur Anfechtung. Es handelt sich dabei lediglich um einen unbeachtlichen  
Motivirrtum. So sieht es das Oberlandesgericht (OLG) Hamm.  |

Die Kinder der Ehefrau des Erblassers hatten das Erbe mit dem Ziel ausgeschlagen, die Allein-
erbenstellung der Mutter zu erreichen. Sie hatten dabei aber verkannt, dass sich dann noch die 
Frage nach anderen gesetzlichen Erben der ersten und zweiten Ordnung stellt. Die auf diese 
Erkenntnis folgende Anfechtung der Erbausschlagung hat das OLG zurückgewiesen.

Man kann aber auch anderer Meinung sein. So hat das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf 
entschieden, dass ein zur Anfechtung berechtigender Inhaltsirrtum vorliegt, wenn der (auch 
rechtskundig beratene) Erklärende über Rechtsfolgen seiner Willenserklärung irrt, weil das 
Rechtsgeschäft nicht nur die von ihm erstrebten Rechtswirkungen, sondern wesentlich andere 
als die beabsichtigten Wirkungen erzeugt.

Beachten Sie  |  Bei Erbausschlagungen ist also stets Vorsicht geboten.

QUELLE  |  OLG Hamm, Urteil vom 21.4.2022, 15 W 51/19; OLG Düsseldorf, Beschlüsse vom 21.9.2017, 3 Wx 173/17 und vom 
12.3.2019, 3 Wx 166/17


